Bayern schröpft Städte und Gemeinden

Die bayerische Staatsregierung prahlt gerne mit solider Haushaltspolitik. Tatsächlich aber saniert sich das Land vor allem zu Lasten seiner Städte und Gemeinden und missbraucht die kommunalen Haushalte als Reservekassen.

Die Schulden des Landes  Bayern sind zwischen 1988 und 1998 um insgesamt 17% gestiegen, die Schulden der bayerischen Kommunen dagegen um 57%. 

Auch in der Regierungszeit Stoibers sehen die Zahlen nicht viel besser aus. Von 1993 bis 2000 stiegen die Landesschulden um 7%, die der bayerischen Kommunen um 21%. Kurz gesagt: Die Schulden der bayerischen Kommunen sind unter Stoiber dreimal so stark gewachsen wie die Landesschulden.

Die finanzielle Entwicklung der bayerischen Kommunen ist angesichts der kommunalfeindlichen Politik der Landesregierung nicht verwunderlich, denn:

· Bei den Finanzausgleichsleistungen 1999 liegt Bayern mit 878 DM pro Einwohner an vorletzter Stelle, knapp vor dem Saarland (831 DM). Niedersachsen (1078 DM), Schleswig Holstein (1033 DM ) und NRW (997 DM) liegen klar vor den Bayern.

· Bei den Schlüsselzuweisungen landet Bayern im Vergleich der alten Bundesländern sogar auf dem letzten Platz. 305,80 DM pro Einwohner stellte Bayern 2000 zur Verfügung. Im Vergleich dazu hat NRW mit 659,60 DM mehr als das Doppelte gezahlt.

· Spitze ist Bayern dagegen beim Zuwachs der kommunalen Schulden. Während in fünf Bundesländern zwischen 1993 und 1999 die kommunalen Schulden zurückgegangen sind, liegt Bayern mit einem Plus von 27% klar an der Spitze. Im Vergleich dazu haben die Kommunen in NRW ihre Verschuldung um 2%, in Niedersachsen sogar um 11% abgebaut.

Mittlerweile steht die Landesregierung bei ihren bayerischen Kommunen nach Angaben des Bayerischen Gemeindetages mit über 6 Mrd. DM in der Kreide, weil zugesagte Zuschüsse nicht oder nur sehr zögerlich ausbezahlt werden. 

Gleichzeitig bürdet das Land den Städten, Gemeinden und Landkreisen immer mehr Lasten und Kosten auf, ohne für eine angemessene Finanzausstattung zu sorgen:

· Der Freistaat ersetzt bei der Schülerbeförderung nicht einmal mehr 60 % der Kosten.

· Die Landkreise müssen in diesem Jahr inzwischen 30 % der Kosten für den ÖPNV selber tragen; im Jahr 2000 waren es noch 15 %.

· Die Städte und Gemeinden sollen in den nächsten fünf Jahren mindestens 600 Mio. DM für Kinder- und Schülerbetreuung aufbringen. Während der Freistaat seinen Anteil von ebenfalls 600 Mio. DM zum Teil aus den Privatisierungserlösen begleichen kann, müssen die Städte mit den massiven Einbrüchen bei der Gewerbesteuer kämpfen. Der Vorsitzende des Bayerischen Städtetages Josef Deimer: „ Es ist verlockend, Lorbeeren auf Kosten Dritter einzuheimsen.“ (Pressemitteilung Bayerischer Städtetag vom 7.11.2001).

Fazit: Eine solche Politik zu Lasten der Kommunen darf auf Bundesebene nicht stattfinden.

© Planungsgruppe

1
2

